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die Mass-stäbe für den Sinn 
des gegenwärtigen Geschehens zu geben.» 
Karl Jaspers 
* 


Il. DAS WELTPOLITISCHE DREIECK 


Im Zweiten Weltkrieg gab es zwei Sieger — Amerika (USA) und die 
Sowjetunion (SU). Die Amerikaner können wir als «aktive», die Russen 
wegen ihrer Leidensfähigkeit eher als «passive» Sieger bezeichnen. 

Nach dem Krieg haben die beiden die Welt in zwei Einflusszonen aufge- 
teilt, was ohne Vertrag, sozusagen augenzwinkernd, geschah. Der Erste 
Weltkrieg hatte (1919) immerhin im Friedensvertrag von Versailles 
einen formellen Abschluss gefunden. Er war zwar ein unvollkommenes 
Werk, trotzdem war den Zeitgenossen ein «schlechter Friede» doch lie- 
ber als ein «guter Krieg». Der Zweite Weltkrieg hingegen endete bloss 
mit Kapitulationen und sonstigen örtlichen Abmachungen, wodurch lei- 
der das meiste in der Schwebe blieb und damit Stoff zu neuen Konflik- 
ten bot. 

Die SU, schon 1917 zur Weltrevolution angetreten, war mit dem 1945 
Erreichten gar nicht zufrieden. Die Sowjets hatten ja ihre globalen 
Revolutionspläne nie fallengelassen, sondern diese nach dem Kriegsende 
sofort mit neuer Kraft weiterverfolgt. Ganz im Gegenteil dazu hatten 
sich die Amerikaner wieder in die Halbisolation ihres reichen Landes 
zurückgezogen, wo sie Europa (und die übrige Welt) ja kaum brauch- 
ten, höchstens als Käufer ihrer Erzeugnisse. Erst als sie erkannten, wie 
rasch und gefährlich die Sowjets ihre Einflusszone auszuweiten began- 
nen, kehrten sie erneut nach Europa zurück. Aber hier konnten sie 
nicht mehr verhindern, dass da ein sowjetisierter, dem amerikanischen 
Einfluss entzogener Satellitengürtel entstand, der als Aufmarschgebiet 
für einen Durchbruch an den Atlantik dienen konnte. Anderseits aber 
vermochten die Sowjets die Amerikaner nicht mehr aus Westeuropa zu 
verdrängen, womit in unserem Erdteil eine Bipolarität entstand, eine 
Ellipse der Hauptsieger, die bis gegen Ende der sechziger Jahre das 
weltgeschichtliche Geschehen bestimmten, wobei beide Lager durch 
ihren Atomschirm gesichert schienen. 

Anfangs der siebziger Jahre aber wurde durch das Aufkommen einer 
Macht, mit der vorher kaum jemand gerechnet hatte, aus der Ellipse ein 
Dreieck — das Machtdreieck USA—SU— Volksrepublik China. Damit 
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war eine asiatische Grossmacht zu den zwei Mächtigen getreten, was 
das weltpolitische Kräfteverhältnis entscheidend veränderte. 

Eine kurze Charakterisierung der drei Giganten soll anschliessend die 
Grundlage für eine Skizze der gegenwärtigen politischen und militäri- 
schen Lage bilden. 


A. Amerika (USA) — Macht ohne Erfahrung 


Die USA besitzen eine gewaltige Macht und haben auch Enormes gelei- 
stet; doch sind sie erst 200 Jahre alt (d.h. jung) und damit leider noch 
zu wenig erfahren, um ihre ausserordentlichen Mittel stets richtig ein- 
setzen zu können. Den Amerikanern fehlt es oft an Gespür, an Einfüh- 
lung und Verständnis für die Vielfalt von Völkern. Vor allem dem 
nuancenreichen Europa gegenüber verhalten sie sich oft erstaunlich hilf- 
los, besonders die «Hinterwäldner» des «tiefen Südens». Nicht ohne 
Grund behaupten deshalb ihre Kritiker oft, sie seien dort am erfolg- 
reichsten, wo es keine Menschen gebe, z.B. aufdem Mond. 

Unter diesen misslichen Umständen müssen die Amerikaner auch das 
Trauma überwinden, das sie nach ihrem Misserfolg in Vietnam 
(1964—1973) und nach dem Watergate-Skandal lähmte, in den sogar 
der Präsident Nixon verwickelt war, was 1974 entscheidend zu seinem 
Rücktritt beitrug. 

Dazu kommt, dass sie auch heute noch zwischen Isolation und Welt- 
verantwortung hin- und hergerissen werden, betrachten sie doch ihre 
Heimat als «God’s own country», das ihnen alles bietet, was sie für ein 
reicherfülltes Leben benötigen. Warum also in die Ferne schweifen? 
Doch hat der Weltenlauf den USA nun einmal die Rolle des Führers der 
freien Welt zugespielt, was keinen Rückzug in die Isolierung mehr 
zulässt. 

Dieser historische Zwang belastet auch den gegenwärtigen Präsidenten 
Carter, der, aus dem «deep South» stammend, kaum den Blick für das 
Globale besass, weshalb er sich zu Beginn seiner Amtszeit (1976) gleich 
mit drei «Aussenministern» umgab, wirkten doch da neben dem behut- 
samen Weissen Vance, dem eigentlichen Amtsinhaber, an der Uno noch 
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der forsche Farbige Young und schliesslich auch noch der unbeugsame 
Sicherheitsberater (polnischer Abstammung) Brzezinki, was natürlich 
aussenpolitisch keine einheitliche Linie ergab. Erst die im November 
1979 erfolgte Geiselnahme im Iran und die im folgenden Dezember voll- 
zogene Besetzung Afghanistans durch die Sowjetarmee gaben Carter 
wenigstens eine Ahnung von einer weltpolitischen Optik und zugleich 
auch mehr Festigkeit in seinen Entschlüssen. Hatte er schon 1979 Young 
entlassen, so trennte er sich im Frühjahr 1980 auch von Vance, dessen 
Stelle Edmund Marciszewski, genannt Muskie, Sohn eines eingewander- 
ten polnischen Schuhmachers, einnahm, von dem nicht nur Amerika 
eine entschiedenere Haltung den Sowjets gegenüber erwartet. 

Das gibt auch uns Europäern neue Hoffnung, hängt doch die Sicherheit 
des freien Westens weitgehend von der Stärke der USA ab. Kein euro- 
päisches Land darf sich da im Vertrauen auf seine eigene Kraft oder auf 
seine Neutralität Illusionen machen. 

Das sollte sich vor allem Paris und mit ihm auch Bonn merken, die beide 
nur zu leicht geneigt sind, ihre Bedeutung zu überschätzen, und die des- 
wegen, und auch gelockt von lukrativen Aufträgen aus der SU, nur zu 
gern in etwa von den USA wegdriften möchten. Was da wirtschaftlich 
auf dem Spiele steht, erahnen wir, wenn wir wissen, dass 1979 die BRD 
zweimal mehr Waren in die SU lieferte als die USA und jetzt durch die 
mögliche Lieferung von Erdgasröhren ein Milliardengeschäft wittert. 

Im übrigen schwächt der Kreml unsere westliche Abwehrbereitschaft 
nicht nur durch solche Riesengängeleien, sondern auch noch durch das 
Schüren von Eifersüchteleien unter uns Europäern, da wir in vielen ent- 
scheidenden Fragen ja doch nur eins sind im Uneinssein. Jeder spielt da 
seinen Ton, woraus dann die SU ihre eigene Melodie formt. 

Wer kann uns da in vielen unserer Nöte wirklich helfen, wenn nicht 
die USA? Denn ohne den Atomschutz des Pentagons und Washingtons 
Unterstützung wären wir auf Gedeih und Verderb dem sowjetischen 
Osten ausgeliefert. No Europe without America! Diese Einsicht schienen 
Giscard d’Estaing und Schmidt bei ihrem Treffen im Juli 1980 aller- 
dings nicht zu haben. 


B. China — Erfahrung ohne Macht 


Die Volksrepublik China verkörpert das Gegenteil der USA: reiche Er- 
fahrung, aber wenig Macht. Charles de Gaulle konstatierte einmal: «Les 
Chinois sont plus vieux que l’histoire.» Das mag stimmen, blicken sie 
doch auf eine Geschichte zurück, die weit hinter das 5. Jahrtausend vor 
Christi reicht. Und in diesen «Äonen» haben die Chinesen so viel Wert- 
volles geschaffen wie kaum ein anderes Volk der Erde, womit sie die 
Kultur weit über Asien hinaus bereicherten. 

Das auf seine zivilisatorische Bedeutung so stolze Europa ist leicht 
geneigt, diese einmalige Leistung zu unterschätzen, weil sich im 19. Jahr- 
hundert China, damals ein «müder Drache», durch zwanzig europäische 
Kolonialstaaten riesige Gebiete fast widerstandslos entreissen liess. Das 
zaristische Russland erwies sich dabei als besonders raubgierig, nahm es 
doch seinem Nachbarn entlang der kontinentalen Grenzlinie gar 1,5 Mio 
km? weg. Die Eindringlinge übersahen dabei allesamt fast ganz die 
einzigartige kulturelle Leistung der Chinesen und behandelten sie oft als 
unterentwickelte Primitive. Nur so ist es zu verstehen, dass die ungebe- 
. tenen Gäste — um nur das zu nennen — damals am Eingang zum Park 
von Schanghai die Verbotstafel aufstellten: «Eintritt für Chinesen und 
Hunde verboten!» 

Noch heute ist uns die erstaunliche chinesische Kultur, der auch wir 
Europäer Wesentliches verdanken, zumeist unbekannt, und dies durch 
unsere eigene Schuld. Wir werden aber diese uralte Zivilisation wohl 
bald ganz anders einschätzen, sind doch jetzt die Chinesen daran, sich 
allseitig zu modernisieren. Damit wird unweigerlich ihr Land neben den 
USA und der SU auch politisch eine ebenbürtige Weltmacht werden. 
Dazu verhilft den Chinesen auch die Tatsache, dass wir Westler ihnen 
fast alles zurückerstatten mussten, was wir ihnen seinerzeit abgenom- 
men hatten. Eine bittere Ausnahme macht allerdings die SU, die nicht 
gewillt ist, ihre Beute aus der Zarenzeit zurückzugeben, was das Ver- 
hältnis Pekings zu Moskau vergiftet. Das kann sich in der Zukunft für 
die SU einmal verhängnisvoll auswirken, denn China ist das volkreichste 
Land der Erde, zählt es doch heute schon über 800 Mio Einwohner, 
deren Zahl zu Beginn des 21. Jahrhunderts wahrscheinlich 1200 Mio 
betragen wird. Dann wird wohl jeder vierte Mensch ein Chinese sein, 
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was zuerst einmal die benachbarte SU vor Probleme stellen wird, da 
deren russischer Nachwuchs weit hinter dem chinesischen zurückbleibt. 
Die Chinesen schauen deshalb gelassen in die Zukunft. Und dies um so 
zuversichtlicher, als sie sich auch eine Armee geschaffen haben, die — 
wenn sie heute auch bloss etwa 3,5 Mio Mann zählt — im Ernstfall auf 
eine Reserve von 80 Mio zurückgreifen kann. Da Peking seit 1964 die 
Atom- und seit 1967 auch die H-Bombe besitzt und 1980 schliesslich 
auch noch eine Rakete mit interkontinentaler Reichweite hinzufügte, 
begegnet es auch den militärischen Drohungen des Kremls kühl. 

Den Aufstieg Chinas beschleunigt heute auch noch die Abkehr vom 1976 
verstorbenen Mao Tsetung sowie die Verurteilung der 1966 von seiner 
dritten Frau Chiang Ching angezettelten «Kulturrevolution». Bedeu- 
tungsvoll ist ferner die weitere Abwertung des Marxismus-Leninismus. 
Schon Mao schien dieser für seine Heimat nicht das politische Endziel 
zu sein, sondern höchstens eine «Leihgabe» Moskaus, wofür wir im ame- 
rikanischen Journalisten Edgar Snow (1905—1971) einen sachkundigen 
Zeugen haben. Er hatte 1936 Mao in Jenan aufgesucht und in monate- 
langem Zusammenleben dessen Grundsätze erfahren. «Der Marxismus» 
— so erklärte Mao seinem Gast — «ist weniger wert als Mist. Den kön- 
nen die Bauern wenigstens auf dem Felde brauchen, aber wir?» Auf 
Snows Zwischenfrage: «Warum brauchen Sie ihn dann doch?» antwortete 
Mao: «Um China zu einigen und zu neuem Glanz zu bringen. In einigen 
Jahrhunderten wird man uns belächeln, dass wir ihn jemals benutzt 
haben.» Auch der deutsche Kominternfunktionär Otto Braun, der von 
1932 bis 1939 als Militärberater in Volkschina tätig war, spürte Maos 
wahre Einstellung: «Als ich ihn kennenlernte, war er meines Erachtens 
kein Marxist. Er ist auch später nie einer gewesen. Er war ein bürgerli- 
cher Revolutionär. Seine Weltanschauung war ein Sammelsurium von 
Konfuzianismus und Anarchie, angetrieben von grosschinesischem 
Nationalismus.» So zu lesen in der «Welt» vom 27. Februar 1977. Auch 
andere Beobachter kamen zum Schluss, der Marxismus sei für Mao nie 
ein Dogma gewesen, viel eher aber ein Gedankenmaterial, aus dem er 
ein Modell zimmerte, das er vorübergehend für seinen neuen Staat 
brauchte. 

Der Pragmatismus, den Snow und Braun Mao zuerkennen, zeichnet 
noch deutlicher seinen Mitarbeiter Tschou En-lai (1898—1976) aus, von 
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dem bei seinem Tod die polnische Zeitschrift «Kultura» schrieb, er sei 
nie ein Marxist gewesen. Ähnliches könnte sie heute auch von Teng 
Hsiao-ping (*1904) behaupten, der 1979 japanischen Journalisten 
erklärte: «Der Kommunismus ist für die Chinesen so lange gültig, als er 
uns nützt.» 

Dass dies heute weniger denn je zutrifft, erkennen wir u.a. auch daraus, 
dass die Partei, die im Februar 1980 in Peking tagte, die Mehrzahl der 
dogmatischen Maoisten aus ihren Stellungen entfernte und durch Tengs 
Anhänger ersetzte. 

Wenn wir all das zusammennehmen, was dem heutigen China die Rich- 
tung weist, dann erkennen wir, dass das 1895 von Wilhelm II. ausge- 
sprochene Urteil, China bedeute für uns die «gelbe Gefahr», heute nicht 
mehr zutrifft. Jetzt ist es für uns gegenüber der «roten Gefahr» eher eine 
Hoffnung. 


C. Die Sowjetunion (SU) — Macht und Erfahrung 


Gegen wen müssten die Chinesen, Amerikaner und wohl auch wir Euro- 
päer unsere Länder verteidigen? Heute offensichtlich wohl nur gegen die 
Sowjetunion, die darum unser besonderes Augenmerk verdient. Aber 
um sie wirklich verstehen zu können, müssen wir auf das zaristische 
Russland zurückblicken, aus dem sie herausgewachsen ist. Das Wesen 
dieses Staates erfassen wir wohl am besten durch das Aufzeigen seiner 
aussenpolitischen Triebkräfte, von denen besonders zwei entscheidend 
waren. 


1. Der Drang zum offenen Meer 


Da wäre zunächst der Drang zum Meer zu nennen, der das in der Mitte 
des europäischen Festlandes liegende Moskau immer wieder antrieb, die 
umliegenden Gewässer anzupeilen, um dort die «Fesseln der Erde» ab- 
zustreifen. Damit wollte es in die weite Welt hinausgelangen, um auch 
dort eine Rolle spielen zu können. 
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In diesem Bemühen stiess es schon früh an das seit dem 12. Jahrhundert 
bekannte Archangelsk am Weissen Meer vor, von wo aus Moskau in den 
folgenden Jahrhunderten einen regen Handelsverkehr mit dem Westen 
unterhielt. Da aber der Hafen Archangelsk nur während eines halben 
Jahres eisfrei war, musste sich Moskau nach einem weiteren Ausgang 
umsehen, den es in der Kaspisee zu erreichen hoffte, wo Iwan IV. («der 
Schreckliche») 1557 Astrachan eroberte. Damit hatien die Zaren zwar 
eine Nord-Süd-Achse geschaffen; aber sie war doch unvollkommen, da 
die Kaspisee ja keine Verbindung mit den Weltmeeren besitzt. Was lag 
da näher als der Plan, diese Nord-Süd-Achse durch eine Ost-West-Achse 
zu ergänzen. Aus dieser Überlegung heraus setzten nun die Zaren ihre 
Truppen neuerdings in Bewegung, und zwar nach dem Gesetz des ge- 
ringsten Widerstandes vorerst ostwärts in der Richtung auf den Stillen 
Ozean, den sie 1639 bei Ochotsk erreichten. Damit aber noch nicht zu- 
frieden, setzten die Russen auf die Gegenküste über, wo sie 1741 Alaska 
besetzten und anschliessend in der Richtung auf San Francisco vorrück- 
ten. Hier aber fühlten sie sich doch zu weit weg von ihrer europäischen 
Basis, weshalb sie sich wieder zurückzogen und schliesslich 1867 auch 
Alaska aufgaben, indem sie es, damals in Geldnot, für 7,2 Mio Dollar 
den USA verkauften. Dafür setzten sie sich auf dem asiatischen Ufer 
des Stillen Ozeans fest, wo sie sieben Jahre zuvor einen Kriegshafen 
gebaut hatten, dem sie den bezeichnenden Namen Wladiwostok, d.h. 
«Beherrsche den Osten!» gaben. 

Wenn damit Moskau auch Russisch-Amerika liquidierte, so hatte es, ge- 
samthaft gesehen, Dreiviertel eines maritimen Kreises erreicht, der nur 
im Westen eine Lücke offenliess, die es noch zu schliessen galt. Aber 
auch das plant Moskau, was wir zum Beispiel eindrücklich und ausführ- 
lich vom tschechoslowakischen General Sejna erfahren, der 1968 das 
sowjetische Lager verliess und die entsprechenden Pläne, die ihm der 
Generalstab im Kreml anvertraut hatte, dem Pentagon verriet. 

Die SU — so steht darin — plant seit 1963 einen Generalangriff auf 
Westeuropa. Binnen drei Tagen soll der Rhein, binnen einer Woche der 
Atlantik erreicht werden, und zwar «ohne Schonung der neutralen Län- 
der». Sejna berichtet weiter, es seien bereits alle Verantwortlichen 
ernannt, die am Tage X diesen Blitzkrieg durchzuführen hätten. Vor- 
handen sei auch eine «Schwarze Liste», auf der 10000 Bundesdeutsche, 
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Franzosen und Schweizer aufgeführt sind, die zu verhaften bzw. gleich 
zu liquidieren seien. Funktionäre, deren Aufgabe es sei, Eisenbahnlinien 
zu sichern oder Massenmedien zu übernehmen, seien bereits vorgemerkt 
und zum Teil auch schon an ihren Einsatzorten. 

Diese Enthüllungen wurden noch durch einen weiteren Tschechoslowa- 
ken bestätigt und ergänzt, nämlich durch Svetozar Simko, der während 
mehreren Jahren in Bonn die Prager Presse vertrat und dann 1977 in 
England um Asyl bat. So berichtete er dabei, es seien in der BRD bereits 
Rundfunkapparate und Kassetten mit Geld versteckt, die am Tage X 
den Fallschirmabspringern aus dem Osten die Aktionen hinter der Nato- 
front erleichtern sollen. 

Im Zusammenhang damit sei darauf hingewiesen, dass in den sechziger 
Jahren in den Kantonen Zürich und Aargau in ausgehöhlten Baum- 
stämmen Funkapparate entdeckt wurden mit dem Aufdruck «Made in 
DDR». Eine weitere Bestätigung kommt aus Peking, das sogar Einzel- 
heiten über den geplanten Blitzkrieg enthüllt. Das kann auch der Ver- 
fasser dieser Schrift, erlebte er doch im Juni 1940 die Besetzung der 
baltischen Staaten an Ort und Stelle. Diese Nacht-und-Nebel-Aktion 
geschah fast genau nach dem von den beiden Tschechoslowaken geschil- 
derten Modell. 

Dieses hat sich dann auch 1953 in Ostdeutschland, 1956 in Ungarn, 
1968 in der Tschechoslowakei und 1979 in Afghanistan bewährt und 
wird darum wohl auch für weitere Besetzungen wegleitend sein. 


2. Der russische Messianismus 


Trotz aller Rücksichtslosigkeit, welche die russischen Machthaber bei 
der Eroberung fremder Erde an den Tag legten, wäre eine solche Aus- 
dehnung ohne geistige, ja religiöse Impulse kaum möglich gewesen. 
Diese aber bekamen die Russen durch die aussenpolitische Triebkraft, 
die aus dem Schlagwort stammt, Moskau sei «das dritte und somit das 
letzte Rom». 

Zu dieser Vision kam es so: 1524 verkündete ein Pskower Mönch: «Unser 
Herrscher ist der einzige Zar über die Christen, der Führer der apostoli- 
schen Kirche, die anstatt in Rom und Konstantinopel in der gesegneten 
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Stadt Moskau steht ... Zwei Rome sind gefallen, aber das dritte steht 
und ein viertes wird es nicht geben ... Das Dritte Rom ist das neue 
grosse Russland.» 

Diese religionsbetonte, staatsbezogene Zahlenmystik beflügelte die 
Zaren und viele illustre Geister, die zusammen einen wahren Messianis- 
mus entwickelten, der alle Menschen erfassen müsse. So meinte z.B. 
Dostojewski: «Wenn das Allmenschentum die russische Staatsidee ist, 
dann müssen die Menschen zuerst Russen werden, um ganz Mensch 
sein zu können.» Dieses Sendungsbewusstsein durchdrang auch das 
Volk, das es so ausdrückte: «Jedes Volk hat seinen Glockenturm, aber 
der russische ist der höchste.» 

In diesem Geiste hämmerte dann Lenin seinen Landsleuten ein, seine 
«Dritte Internationale» sei nichts anderes als die Verkörperung des 
«Dritten Romes», womit er den Gottesglauben der Russen in seinen 
atheistischen Missionsgedanken umleitete. 


3. Die Strategie seiner Missionierung 


Dieser Missionsgedanke hat globale Ziele und ist deshalb nicht auf ein 
einziges Objekt fixiert. Er strebt zwar vieles an, aber zunächst immer 
das, was am leichtesten zu erreichen ist. Der heutige Kreml rennt sich 
darum nicht irgendwo den Schädel ein, sondern geht den Weg des ge- 
ringsten Widerstandes. Dieser Ausdehnungsdrang gleicht damit einer 
Drehbühne, die das gleiche Stück immer dort spielt, wo auf dem klein- 
sten Aufwand der grösste Nutzen winkt. Dabei soll eine kriegerische 
Auseinandersetzung möglichst vermieden werden, da eine solche meist 
zu riskant erscheint. Mit solchen haben die früheren Zaren 1904/05 im 
Russisch-Japanischen und 1914/18 im Ersten Weltkrieg schlechte Erfah- 
rungen gemacht, weshalb die neuen auf bequemeren Wegen ihre Ziele 
zu erreichen suchen. 

Manuilski, Lenins und Stalins Gehilfe, hat 1931 die neue, weit gefahr- 
losere Taktik mit erstaunlicher Offenheit so umschrieben: «Um siegen 
zu können, brauchen wir die Überraschung. Die Bourgeoisie muss ein- 
geschläfert werden. Eines Tages werden wir die theatralischste Friedens- 
bewegung auslösen, die es je gegeben hat. Die kapitalistischen Länder, 
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stupid und dekadent, werden mit Vergnügen an ihrer Zerstörung arbei- 
ten. Sie werden auf den Leim der Gelegenheit zu neuer Freundschaft 
kriechen. Und sobald sich ihr Schutzgürtel entblösst, werden wir sie mit 
geballter Faust zerschmettern.» 

Die «Friedensbewegung», auf die Manuilski hier so zynisch anspielt, ist 
nichts anderes als die vielgepriesene «Entspannung». Diese soll im 
Ränkespiel der Sowjets den noch freien Westen friedlich stimmen und 
zur Abrüstung bewegen, d.h. soll uns in Sicherheit wiegen, währenddem 
die Sowjets weiterrüsten, um uns zu gegebener Zeit, ohne einen Schuss 
abfeuern zu müssen, erpressen zu können. Das hat Breschnew, seit 1964 
Parteisekretär und seit 1977 auch Staatsoberhaupt, mehrfach deutlich 
gemacht: 

1971: «Der vollkommene Sieg des Sozialismus in der Welt ist unaus- 
weichlich. Und für diesen Triumph werden wir kämpfen, ohne dabei 
unsere Kräfte zu schonen.» 

1973: «Wir Kommunisten müssen eine Zeitlang mit den Kapitalisten 
zusammenarbeiten, brauchen wir doch deren Landwirtschaft und Tech- 
nologie. Aber wir werden unsere massivsten Rüstungsprogramme fort- 
setzen und Mitte der achtziger Jahre in der Lage sein, zu einer aggressi- 
veren Aussenpolitik zurückzukehren, um in unseren Beziehungen zum 
Westen Oberhand zu gewinnen.» 

1977 anlässlich einer Ansprache an die nach Prag zusammengerufenen 
Satellitenführer: «Als Ergebnis der Entspannung werden wir bis 1985 
die meisten Ziele in Westeuropa erreicht haben. Die Verschiebung der 
Streitkräfte wird derart sein, dass wir in jenem Jahr in der Lage sein 
werden, unseren Willen durchzusetzen.» 
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II. DAS ÖL ALS WAFFE 


1. Die Sowjets als Umfunktionierer 


Zur Einschüchterung des Gegners verwenden die Sowjets nicht nur kon- 
ventionelle, sondern auch ganz neue Waffen. Diese sollen ihnen eine 
solche Überlegenheit verschaffen, dass ein Widerstand zum vornherein 
als hoffnungslos erscheint. Und nicht nur die Sowjets bedienen sich 
da solch neuer Waffen, sondern sie empfehlen diese auch anderen, wie 
folgende Begebenheit beweist: 

Als sich im Juli 1965 Abgesandte der im «Sechstagekrieg von den 
Israelis geschlagenen Araber im Kreml neue Waffen erbaten, antwortete 
ihnen der Ministerpräsident Kossygin: «Versucht die Imperialisten mit 
dem Öl zu spalten und zu schädigen. Das könnte diesen nicht nur wirt- 
schaftliche, sondern auch politische Probleme bereiten. Ihr schadet euch 
nur, wenn ihr an konventionellen Waffen kleben bleibt.» 

Zu dieser Umfunktionierung ist folgendes zu sagen: Der Mensch 
braucht zu seiner Existenz Licht, Wärme und Kraft. All das hat er sich 
im 19. Jahrhundert durch das Öl in erstaunlicher Weise gesichert. Die 
Kolonialmächte stürzten sich damals geradezu darauf und bekamen es 
billig. Aber jetzt geht das «schwarze Gold» zur Neige, reicht es doch nur 
noch für etwa 50 Jahre. Aber die Verbraucher missachteten diese uner- 
freuliche Tatsache sträflich, kümmerten sie sich doch keineswegs ernst- 
haft um einen Ersatz. Das hätten sie gleich nach Erkennen der bedroh- 
lichen Lage tun müssen, braucht es doch mindestens 50 Jahre, um eine 
Alternative gebrauchsfähig auf den Markt zu bringen. Da die Verbrau- 
cher dies aber versäumten, wurde das Öl zu einer Mangelware, was die 
Sowjets veranlasste, es zu einer Waffe umzufunktionieren. 

Kossygin wies die Araber, die zuerst ungläubig staunten, so hartnäckig 
auf diese Waffe, bis sie schliesslich auch deren militärischen Wert er- 
fassten und darauf 1973 durch drastische Erhöhung der Ölpreise diese 
Waffe zum ersten Mal anwandten. Der Ertrag aus dieser Verteuerung 
machte den Arabern, in deren Ländern sich die für uns wichtigsten ÖI- 
quellen befinden, nun klar, dass sie damit wirklich eine Wunderwaffe 
besitzen, deren sie sich nun immer häufiger und immer rücksichtsloser 
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bedienen. Das bezeugt insbesondere das Jahr 1979, in dem erschreckend 
deutlich wurde, wie verwundbar dadurch unsere gesamte industrialisierte 
Zivilisation geworden war, was viele unserer Länder geradezu in Panik 
versetzte. Und das nicht ohne Grund, wenn man folgendes bedenkt: 

Viele der heutigen Ölländer wurden früher von uns Weissen kolonisiert 
und dabei vielfach auch ausgenutzt. Die derart Ausgebeuteten geben 
sich nun selbstbewusst, rohstoffbewusst, ölbewusst. Sie diktieren uns 
jetzt, von den Sowjets dazu angestachelt, Ölpreise, die wir als Rache- 
preise bezeichnen können. 

Ferner ist die entscheidende Tatsache zu beachten, dass die wichtigsten 
Öllieferanten von Algerien über Libyen und Saudi-Arabien bis hinaus 
zu den asiatischen Philippinen Mohammedaner sind. Der bisher in 
Wüstengebieten eingeengte Islam kam dadurch fast über Nacht zu einem 
sagenhaften Reichtum, den er nun für eine fieberhaft betriebene Aus- 
dehnung verwendet, ja zu einem «heiligen Krieg», der jetzt die «ausbeu- 
terischen Christen» zu züchtigen gedenkt. 

Dieser neu entflammte Islam, der jetzt auch wieder in die Hagia Sofia in 
Istanbul zurückkehrt, ist um so angriffiger, weil er nicht nur eine Reli- 
gion, sondern auch eine Gesellschaftsordnung verkörpert. Der Koran ist 
nämlich auch eine Sittenlehre, die neben moralischen Grundsätzen auch 
soziale Normen verkündet. Da fehlt von der Staatslehre bis zum Ehe- 
recht und der Hygiene kaum etwas. Mohammed fühlte sich also dazu 
berufen, nicht nur das zu lehren, was er «ewige Wahrheiten» nennt, son- 
dern auch das, was er als Lebensregeln begreift. Der Islam ist damit als 
Glaube an «Jenseitiges» auch eine Gebrauchsordnung für «Diesseitiges», 
die beide in einem «Gottesstaat» wirksam werden sollen. 


2. Ayatollah Khomeiny (79) 


Der glühendste Vorkämpfer dieser islamischen Renaissance ist der ira- 
nische Ayatollah Khomeiny, ein Anführer der schiitischen Abspaltung, 
der seinen religiösen Eifer zu einem wahren Hass gegen das «gottlose» 
Schahregime steigerte. Dieses Verdammen Pahlevis hat aber noch eine 
persönliche Ursache: Ein Beamter des Schahs hatte seinerzeit seinen 
Vater in einem Duell erschossen, was auch den Sohn so tief traf, dass er 


14 


schwor, sich dafür an der ganzen Herrensippe zu rächen. $o wurde sein 
Leben zu einem einzigen Zweikampf mit Pahlevi, den er schliesslich 
auch besiegte und damit im Frühling 1979 auch dessen «westlich ver- 
seuchten Zivilisationsstaat» zum Einsturz brachte. 

Aus dieser Feindschaft heraus sind denn auch die wilden Drohungen 
dieses Mannes zu verstehen, in dem sich ein religiöser Fanatismus mit 
dem Starrsinn eines kranken Greises (79) paart. So etwa die Aufforde- 
rung, die er aus Frankreich, wohin er 1978 vor der Rache des Schahs ge- 
flohen war, an seine Mitverschworenen in der Heimat richtete: «Schleppt 
den Schah aus seinem Palast und stellt ihn vor ein Volksgericht. Ebenso 
auf die Bank der Hinrichtung gehören Farah Diba und der Kronprinz 
Cyrus. Die ganze Sippe muss ausgerottet werden. Alle kaiserlichen Offi- 
ziere, die dem Schah die Treue hielten, müssen an den Pfahl und vor 
den Augen des Volkes verbrannt werden. Der grosse Islam hat schon 
Millionen Opfer gefordert. Hunderttausend oder eine Million Tote in 
Iran spielen keine Rolle!» Dass dies nicht etwa eine einmalige Entglei- 
sung war, zeigt dieser Wutausbruch nach seiner Rückkehr in die Hei- 
mat: «Wir haben einen Fehler gemacht. Wenn wir gleich alle Parteien 
verboten, alle Federn der Journalisten zerbrochen, auf allen grossen 
Plätzen Galgen errichtet und alle verdorbenen Menschen geköpft hät- 
ten, dann hätten wir uns alle Probleme vom Halse geschafft!» 

Damit meinte Khomeiny seine innenpolitischen Schwierigkeiten, die er 
radikal wegräumen wollte, um sich auch aussenpolitisch betätigen zu 
können. Und hier schwebt ihm die Vorherrschaft des Islams vor, der 
nach Stillstand und Erschlaffung nun seiner Mission wieder bewusst 
wird. So und nicht anders ist sein flammender Aufruf zu verstehen, den 
er im Frühjahr 1980 zum ersten Jahrestag seiner Revolution an sein 
Volk richtete: «Die Völker müssen sich erheben und die Supermächte 
von der Bühne der Geschichte verjagen ... Wir werden unsere Revolu- 
tion, weil sie islamisch ist, auf die ganze Welt ausdehnen.» In diesem 
Geist hat er im Sommer 1980 die Wahl des erzkonservativen Prof. 
Radjai zum neuen Ministerpräsidenten gutgeheissen. 

Es ist verständlich, dass ein solch weltumspannendes Revoluzzertum 
auch die Gesundheit eines weit jüngeren Mannes hätte erschüttern kön- 
nen, und so sind wir gar nicht erstaunt, dass der Ayatollah seines 
geschwächten Herzens wegen einen (allerdings nicht islamischen) Fach- 
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mann kommen liess — aus der Schweiz. Zu dieser hat er offenbar Ver- 
trauen, hatte er doch im Sommer 1979 seinen Sohn Ahmed mit dem 
Privatflugzeug des früheren Schahs nach Genf geschickt, um dort ein 
Bankkonto zu eröffnen. Mit einem Seitenblick auf Pahlevi darf man 
hier wohl die Frage stellen: Wenn zwei das gleiche tun, dann ist das 
doch auch das gleiche? 


3. Reza Pahlevi (1919-1980) 


Da der Gegenspieler des Ayatollah auch nach seinem Tod im Juli 1980 
«von der Parteien Hass und Gunst verzerrt» dargestellt wird, sei hier 
sachlich auch seiner gedacht. 

Rezas Vater war in seiner Jugend ein einfacher Eseltreiber gewesen, 
der erst mit 30 Jahren das Lesen und Schreiben erlernte. Aber sein Ehr- 
geiz trieb später den Soldaten, der im Ersten Weltkrieg noch vor der 
deutschen Botschaft in Teheran Wache gestanden hatte, an, höher zu 
steigen, so hoch, dass er schliesslich 1925 als Kommandant einer Reiter- 
brigade den letzten persischen Kaiser stürzen und sich selber auf den 
altehrwürdigen Pfauenthron setzen konnte. 

Um seinem Sohn eine bessere Bildung zu vermitteln, schickte er ihn in 
die Schweiz, wo Reza in der bekannten Privatschule Le Rosey am Gen- 
fersee weiter unterrichtet wurde. Aber er benahm sich dort so hochnäsig, 
dass seine Mitschüler ihn baten, sich kameradschaftlicher zu benehmen. 
Als diese Aufforderung nichts fruchtete, verprügelten sie ihn, was 
schliesslich half. Im Unterricht zeichnete er sich in der Folge durch sei- 
nen Reformeifer und den Vorsatz aus, später ein moderner Herrscher zu 
werden — den Kemal Atatürk Persiens. 

Als 1941 sein Vater von den Sowjets und den Briten, den Schutzmäch- 
ten des Landes, gestürzt worden war, bestieg Reza dessen Thron. Mit 
unbändiger Energie stürzte er sich sofort in eine Reformarbeit, die seine 
Heimat aus dem «islamischen Mittelalter» in eine Neuzeit katapultieren 
sollte, in der sich in Teheran Europa und Amerika die Hand reichen 
sollten. Da er aber in seinem Ungestüm wenig Rücksicht auf die orien- 
talische Kultur und schon gar nicht auf die Religion der mächtigen 
Mullahs nahm, konnten Zusammenstösse nicht ausbleiben. 
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So kam es durch Khomeiny und seine schiitischen Mullahs zu einer 
fanatischen Gegenbewegung, die Persien nicht vorwärts ins 21. Jahr- 
hundert, sondern zurück ins siebente führen wollte, in dem Mohammed 
seinen islamischen Staat errichtet und mit dem Blick in die Wüste sei- 
nen Koran geschrieben hatte. 

Beide Parteien missachteten auf diese Weise Grundgesetze des Ge- 
schichtsablaufes, liessen sie doch, was sie erstrebten, nicht organisch 
wachsen. Das aber brachte den Schah um seinen Thron, und vielleicht 
bringt eine liberale Strömung auch den Ayatollah um den seinigen, sind 
doch bereits neue Kräfte am Werk, die den gegebenen Realitäten besser 
gerecht werden. Der gegenwärtige Präsident Bani Sadr könnte da weg- 
weisend sein. 


4. Bani Sadr 


Dieser Mann, geboren 1933 als Sohn eines Mullahs, revoltierte schon 
in seiner Jugend gegen den koranlosen Modernismus des Schahs. Das 
führte 1963 den Studenten folgerichtig auf die Barrikaden von Teheran, 
weshalb er bald darauf ins Ausland fliehen musste. Nachdem er mit 
seiner Frau und seinen Kindern in einer Pariser Mansarde eine Bleibe 
gefunden hatte, schrieb er sich, um nicht ausgewiesen zu werden, als 
Student ein und widmete sich der Nationalökonomie. Er nahm sein Stu- 
dium ernst und veröffentlichte in der Folge an die dreissig Arbeiten. 
Politisch entscheidend waren für ihn die Werke des in Nordafrika 
wirkenden französischen Arztes Fanon, der ihm als Theoretiker der 
algerischen Volksbefreiung zeigte, wie man im 20. Jahrhundert eine 
islamische Nation in die Freiheit führen kann. Zwar stand sein Vorbild 
fest auf mohammedanischem Boden, aber Fanon gab doch dem Koran 
ein neues Gesicht, was Bani Sadr bewog, der «Fanon» seiner Heimat zu 
werden. Als dann 1978 auch Khomeiny als Flüchtling in Frankreich er- 
schien, wurde er dessen Gefolgsmann, der den Hofstaat des Ayatollahs 
in der Nähe von Paris betreute und auch dessen Rückkehr in sein Land 
organisierte. 

Dort hielt sich Bani Sadr während der blutigen Abrechnung mit den 
Anhängern des Schahs klug im Hintergrund und wartete auf seine 
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Stunde, um dann seiner Heimat im Sinne Fanons wieder eine lebens- 
gerechte Ordnung geben zu können. In diesem Streben sucht der unter- 
dessen zum Staatspräsidenten aufgerückte Reformator, der auch das 
Oberkommando der Armee übernehmen musste, zwischen Khomeiny 
und Fanon lavierend, das algerische Modell zu verwirklichen. Ein Zwei- 
fel sei erlaubt: Ein religiöser Eiferer aus Mekka und Medina und ein 
Wirtschaftspolitiker aus Paris als Pferde vor dem gleichen Wagen? 
Wenn sich schliesslich alles nach dem Willen des libyschen Herrschers 
Ghadaffı entwickelt, dann geht Bani Sadr stürmischen Zeiten entgegen. 


5. Muammur Ghadaffı (49) 


Dieser Oberst ist unter den moslemischen Öl€magnaten wohl der brutal- 
ste, denn überzeugt von der Überlegenheit der islamischen (und soziali- 
stischen) Lehre, setzt er seine Mittel rücksichtslos für die Religion 
Mohammeds ein. Und diese sind beträchtlich, nimmt er doch jährlich 
zehn Milliarden Dollar ein. Damit ist es ihm, der sich «Rassul Allah» 
nennt, was «neuer Prophet Allahs» bedeutet, möglich, in der halben 
Welt aktiv zu sein. 

So sicherte er sich durch Verdrängung der Briten von der Insel Malta 
dort einen Kriegshafen, von dem er versucht, den Islam wieder nach 
Mitteleuropa zu tragen, wo vorher schon zweimal (1529 und 1683) die 
grüne Fahne des Propheten vor Wien geweht hatte. 

Um dieses Europa gefügig zu machen, scheut der Rassul auch nicht vor 
ganz persönlichen Interventionen zurück. So etwa, als er 1979 zur 
Untersuchung seines Gesundheitszustandes in Wiesbaden weilte und 
dort den Abgesandten Bonns erklärte, es habe sich von den Israelis zu 
lösen, wenn es weiter von ihm Öl wolle. 

Um in Europa auch über die BRD hinaus Boden zu gewinnen, unter- 
stützt Ghadaffi auch extremistische Linksparteien, ja selbst terroristi- 
sche Gruppen, denn in einem gespaltenen Europa gibt er seinem Islam 
grössere Möglichkeiten gegen das von ihm verfemte Christentum. In 
diesem Hass griff er auch nach Amerika hinüber, wo es ihm gelang, so- 
gar Carters geldsüchtigen Bruder Billy zu «kaufen», was im Herbst 1980 
Jimmys Wiederwahl gefährden könnte. 


18 


Reale Chancen rechnet sich Ghadaffi auf seinem eigenen Kontinent 
aus, wo er Geheimbünde reichlich unterstützt. Putsche und Attentate 
gehen da aufseine Rechnung. 

Hier drängt sich die Frage auf, ob der Rassul bei seinen Aktionen gegen 
Monarchien nicht das Werkzeug der SU ist. Diese Frage ist mehr als 
berechtigt, ähneln sich doch der Kommunismus Lenins und die Sozial- 
lehre Mohammeds mehr, als man gemeiniglich annimmt. 

Diese «linke» Orientierung des Islams muss auch Ghadaffi, der sich gern 
als «Bruder Oberst» ansprechen lässt, in den Umkreis des Leninismus 
gebracht haben, denn nur so ist es zu erklären, dass er der SU erlaubte, 
in seinem Staat das grösste Arsenal für Kriegsmaterial anzulegen, das 
Moskau ausserhalb seiner Grenzen besitzt. Die dazu gehörige Mann- 
schaft würde im Ernstfall — über Jugoslawien — eingeflogen, wodurch 
die SU für das Eingreifen im Nahen Osten im Nu zwei voll AUSgeTUslete 
Divisionen zur Verfügung hätte. 

Diese sozusagen ideologische «cameraderie» zwischen Ghadaffı und 
Breschnew macht es verständlich, warum jener eine Elite aus seinen 
Ausbildungslagern zur «Vervollkommnung» noch auf die Krim abkom- 
mandiert, bevor sie, z.B. von Südjemen aus, in den verschiedensten 
Kampf- und Terrorgruppen zum Einsatz gelangt. Trotz dieser Zusam- 
menarbeit sind sich die Sowjets aber klar darüber, dass es sich um 
zwei verschiedene Wertsysteme handelt, die sich letzten Endes doch 
ausschliessen. Aus Opportunismus übersieht Moskau zeitweilig diese 
Verschiedenheit in der Überzeugung, in der Endabrechnung doch der 
Gewinner zu sein. Man bedient sich also des ehrgeizigen Beherrschers 
Libyens, lässt ihn aber nicht zu mächtig werden, denn das könnte die 
vierzig Millionen Mohammedaner zu stark aktivieren, welche die SU 
innerhalb seiner Grenzen aufweist. Ein solches «libysches Pferd» aber 
kann sich selbst die SU nicht leisten; sie muss also taktieren. 

Es ist dies nicht die einzige Strategie, welcher sich die SU in dieser 
konfliktträchtigen Gegend bedient, hat sie doch auch das Öl zu einem 
Instrument ihrer politischen Expansion gemacht, wie das dem nächsten 
Abschnitt zu entnehmen ist. 
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6. Die sowjetische Ölstrategie 


1921 hatte die SU mit dem Iran einen Vertrag abgeschlossen, der es ihr 
erlaubte, in diesem Nachbarland einzugreifen, wenn dort ihre Interessen 
in Gefahr geraten sollten. Eine solche witterte sie nun im wachsenden 
Einfluss der USA unter dem Schah Reza Pahlevi, der sich — seit 1941 
regierend — immer stärker an Washington band. Dieses konnte damit 
durch seine Elektronik, die es hier aufbaute, bis weit in die SU hinein 
Aufklärung treiben, was deren militärischen Plänen in Richtung Iran 
und darüber hinaus auf den Indischen Ozean empfindlich schadete. Da 
aber die Vertreibung der Amerikaner nur gelingen konnte, wenn gleich- 
zeitig auch der Schah beseitigt wurde, beschloss der Kreml, zusammen 
mit der von ihm abhängigen Tudeh-Partei, Pahlevi zu stürzen. Dass 
dazu das atheistische Moskau mit dem schiitischen Würdenträger Kho- 
meiny eine Front bilden musste, störte Breschnew auch in diesem Falle 
keineswegs, hatte doch schon Lenin erklärt: «Ich würde selbst mit dem 
Teufel paktieren, wenn das meiner Sache nützte.» 

Dieser Taktik entsprechend, kam es dann 1973 zu einer Absprache, die 
bereits nach sechs Jahren zur Vertreibung des Schahs und der «lästigen» 
Amerikaner führte. Damit kam auch das iranische Öl in die Reichweite 
der Sowjets und darüber hinaus zusätzlich noch das Öl der Saudis. Aber 
warum war es vor allem das «schwarze Gold», das die SU gerade in die- 
ser Richtung in Bewegung setzte? Dazu gab es besonders zwei Gründe. 
Der eine besteht wohl darin, der freien Welt, vor allem aber Westeuropa, 
den Weg abzuschneiden, auf dem wir den grössten Teil «unseres» Öls 
bekommen. Zu diesem Zweck hat sich die SU in Afrika Stützpunkte ge- 
sichert, von denen aus sie den Transportweg sperren kann, was unsere 
Industrie katastrophal treffen würde. Gleichzeitig versuchen die Sowjets 
im Innern Afrikas die Hand auch oft auf Rohstoffe zu legen, die wir 
unbedingt benötigen. 

Ein zweiter Beweggrund ist die Einkreisung Saudi-Arabiens, dessen Öl 
vor allem nach Westeuropa fliesst. Diese Aktion treibt die SU planmäs- 
sig voran, und zwar durch Einflussnahme in den Nachbarländern, z.B. 
im Dezember 1979 durch die Besetzung Afghanistans. 

Diese Einkreisung ist auch rein strategisch bedeutungsvoll, weshalb jetzt 
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in Saudi-Arabien zur Abwehr an die 50000 amerikanische Berater tätig 
sind, ist es doch sozusagen ein Ersatz für das verlorene Iran. Dass die 
USA auch den Ausbau der saudischen Armee fördern, erstaunt deshalb 
nicht, da die feudale Struktur dieser orientalischen Monarchie das 
ausgemachte Ziel der sowjetischen Unterwühlung ist. So verstehen wir, 
warum hier in den Jahren 1978/79 ein ganzes Dutzend Aufstände aus- 
brachen, die nur mit amerikanischer Hilfe niedergeschlagen werden 
konnten. Auch die im Dezember 1979 erfolgte Besetzung der Heiligtü- 
mer Mekkas war mehr politischer als religiöser Natur. Die Anstrengun- 
gen um das Abschneiden des Lebensnerves unserer Industrie und unse- 
rer Zivilisation im allgemeinen ist nur der negative Teil der sowjetischen 
Ölstrategie, betreibt sie doch daneben noch einen positiven — den 
weiteren Ausbau der eigenen Ölförderung. 


7. Die Sowjetunion als Selbstversorger 


Da wäre in erster Linie festzuhalten, dass die SU Selbstversorger ist und 
überdies Nr. 1 der Weltversorgung durch Öl, fördert sie doch jährlich 
572 Mio. t, womit sie 25 Prozent mehr auf den Markt bringt als die Nr. 2 
— Saudi-Arabien. 

Damit wäre die SU wohl für viele Jahre die meisten Sorgen los, die ihre 
Konkurrenten bedrängen. Doch der erste Eindruck trügt, denn sie hat, 
auch was das Öl angeht, so viel Verpflichtungen, dass sie nicht viel bes- 
ser dasteht als ihre Gegner. So muss sie z.B. ihre Satelliten versorgen, 
die, mit Ausnahme Rumäniens, ja kein eigenes ÖI besitzen. Das ist eine 
schwere Last, fordern doch diese Länder für die Zeit von 1980 bis 1985 
20 Prozent mehr Öl, als sie bisher erhielten. 

Liefern muss Moskau sogar nach Übersee — nach Kuba, das jährlich 
20 Mio. t benötigt. Dazu muss es sogar, nolens volens, auch Westeuropa 
mitversorgen, selbst die Schweiz, um in den Besitz von dringend benö- 
tigten harten Devisen zu kommen. Und alle diese Lieferungen verschlin- 
gen ein ganzes Drittel der Eigenförderung, womit diese fast 17 Prozent 
des westeuropäischen Bedarfes deckt. Die Lage der SU in der Ölversor- 
gung ist also keineswegs so rosig, wie sie sich auf den ersten Blick dar- 
bietet. Darum spekuliert sie auch auf die nahöstlichen Ölfelder. 
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8. Die USA — grösster Ölverbraucher der Welt 


In dieser Richtung aber würden die Sowjets auf den harten Widerstand 
der USA stossen, die am gleichen Öl nicht weniger interessiert sind. Das 
klingt allerdings seltsam, wenn man weiss, dass auch sie Selbstversorger 
sein könnten, besitzen sie doch Vorkommen, die die russischen weit 
übertreffen. Warum dann dieses merkwürdige Schielen nach dem nah- 
östlichen Ö1? 

Die USA könnten in Tat und Wahrheit Selbstversorger sein, wenn sie 
entschlossen wären, ihre Vorkommen auch wirklich zu erschliessen. Da 
aber dies teurer zu stehen käme als die Einfuhr fremden Öls, deckt 
Amerika seinen Bedarf bis zu 57 Prozent eben im Ausland. Und dieser 
Bedarf ist enorm, verbraucht doch der Amerikaner jährlich pro Person 
8,3 t, was das Vierfache des Schweizers ausmacht, womit jener der 
grösste und verschwenderischste Ölverbraucher der Welt ist. 

Das kommt nicht von ungefähr, gibt doch das Auto dem Amerikaner 
das Gefühl der Freiheit und Grosszügigkeit sowie eine Beweglichkeit in 
einem Land, in dem es für ihn sozusagen keine Grenzen gibt. Und da- 
durch, dass ihm das Öl auch seinen ganzen riesigen Industrieapparat in 
Bewegung hält, der ihn zum reichsten Menschen der Erde machte, ist 
ihm dieses zu einem unabdingbaren Lebenssaft geworden, fast so etwas 
wie eine Droge, ohne die es für ihn kein Leben mehr gibt. 

Da somit der Amerikaner sein Auto in seine Lebensanschauung einge- 
baut hat, trifft ihn jede Beschränkung in seinem Lebensnerv. Deshalb 
will er von einer «Ölkrise» nichts wissen und hält alle Verteuerungen für 
willkürliche Preismanipulationen des Big Oil von Rotterdam und 
anderswo. 

Dass es anders sein könnte, zieht der Amerikaner kaum in Betracht, 
weshalb es für ihn eine Alternative auch kaum gibt. Den gegenwärtig 
einfachsten Weg aus der Klemme — die Selbstförderung — scheint ihm 
zu teuer zu sein, weshalb ihm die fremden Quellen alles sind. Hierin be- 
vorzugt er das Nahost-Öl, vorab das der Saudis, für dessen Sicherung er 
— nach einer Beteuerung seines Präsidenten — sogar einen Krieg in 
Kauf nähme. 

Schon früher war im Pentagon der Plan gereift, eine 110000 Mann 
starke «Eingreiftruppe» aufzustellen, die als «militärische Feuerwehr» an 
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Brennpunkten eingesetzt werden könnte, und zwar ganz unabhängig 
von der Nato. Was damals in Washington von General Rogers, dem 
heutigen Oberkommandierenden der Nato in Brüssel, geplant worden 
war, wird heute realisiert. So wird jetzt im Hinblick auf die ölstrategi- 
sche Bedeutung des Persischen Golfes und des Indischen Ozeans die 
von den USA mitverwaltete britische Insel Diego Garcia in raschem 
Tempo zu einem Stützpunkt ausgebaut, der heute schon die Opera- 
tionsbasis für etwa dreissig Kriegsschiffe bildet. 


9. Das französische Engagement 


Da auch Frankreich längst die Bedeutung dieser Ölgegend erfasst hat, 
konzentriert jetzt Paris hier einen bedeutenden Teil seiner Kriegsflotte, 
die hauptsächlich zwischen der früheren Kolonie Djibouti und der Insel 
R&union patrouilliert. Dass es den Franzosen Ernst ist mit der Siche- 
rung ihres Ölnachschubes, zeigt der Umstand, dass hier jetzt auch ihr 
Flugzeugträger «Clemenceau» operiert. Dementsprechend ist auch die 
Drohung eines Marinechefs zu verstehen: «Wir sind hier der Wachhund 
unseres Öls, und dieser kann nicht nur bellen, er kann auch beissen!» 
Um das den Arabern zu demonstrieren, besuchte sogar Giscard 
d’Estaing ihre Ölstaaten, denen er seine Unterstützung gegen die Aspi- 
rationen der Israelis versprach. 

Unnötig zu unterstreichen, dass hier dieser Flotte von ungefähr 50 ame- 
rikanischen und französischen Kriegsschiffen eine starke sowjetische 
Armada gegenübersteht. Da diese auch Raketenträger umfasst, könnte 
sie die westliche Ölzufuhr aus den arabischen Staaten durchaus unter- 
binden. Die SU rechnet sich dabei reale Möglichkeiten aus, denn nach 
dem Tode des kranken Königs von Saudi-Arabien Khalid, der dem 
Westen zuneigt, könnte der neutralistische Kronprinz sein Öl eher in 
sowjetische Kanäle leiten. Was sich also da rund um den Persischen 
Golf im Kampf um die vorletzten Tropfen Öl zusammenbraut, könnte 
uns allen einmal zum Verhängnis werden. 
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II. KERNKRAFT STATT ÖL? 


Ein Ausweg aus dieser bedenklichen Situation wäre das Entwickeln eines 
Ersatzes für das Öl. Aber gibt es so etwas überhaupt? Sicher, denken wir 
doch nur an die Kernkraft, die Kohle, den Alkohol, die Sonnenwärme, 
den Wind und die Meeresflut. Aber in unserer Bequemlichkeit haben 
wir es bis jetzt versäumt, ernsthaft Alternativen auszuarbeiten, mit Aus- 
nahme der Atomkraft, die allerdings heftig umstritten ist. Aber wenn 
wir auch eine neue Quelle erschlossen hätten, bräuchte es immer noch 
fünf bis zehn Jahre, um aus einer Möglichkeit eine gebrauchsfertige 
Realität zu entwickeln, die dann auch noch etwa drei bis vier Jahrzehnte 
bräuchte, um sich weltweit durchzusetzen. 

Mit all diesen Problemen hat sich einzig die SU ernsthaft befasst, indem 
sie gleich nach dem Zweiten Weltkrieg Kernkraftwerke plante und 
dementsprechend als erste Grossmacht in grossem Massstab Energie 
erzeugte, wodurch sie den übrigen Staaten gegenüber einen entscheiden- 
den Vorsprung erzielte. Da sich die SU auch mit den ersten 30 Werken 
nicht zufrieden gab, baut sie jetzt noch einmal so viele und plant dar- 
über hinaus weitere 80, womit sie hofft, mit etwa 140 A-Werken alle 
Konkurrenten weit hinter sich zu lassen. 

An Einsicht in die Bedeutung dieser Energiequelle fehlt es Moskau 
also keineswegs, wohl aber am notwendigen Geld, um seine ehrgeizigen 
Pläne auch rasch realisieren zu können. Um sich dieses zu beschaffen, 
steht es deshalb seit Jahren im Gespräch mit Bonn, das ausser den 
Finanzen auch noch seine hochkarätige Technik beizusteuern hätte, 
wofür Moskau die BRD mit Strom beliefern würde. Da Bonn diesen 
auch für «sein» Westberlin in Anspruch nehmen möchte, stocken zurzeit 
die Verhandlungen. 

Dass die SU fremde Hilfe sucht, ist merkwürdig, wenn man weiss, dass 
sie ihrerseits bereit ist, für Ghadaffi ein entsprechendes Werk zu bauen, 
und sich ausserdem noch verpflichtet hat, selbst nach Kuba Strom zu 
liefern. Aber es ist klar, dass es sich dabei um Unterstützung von aus- 
senpolitischen Positionen handelt, von denen aus die weitere Sowjetisie- 
rung der Erde betrieben werden kann. 
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So sehr sich aber die SU um Energie für sich und ihre Satelliten sowie 
für sonstige zugewandte Orte bemüht, so sehr ist sie anderseits darauf 
aus, diese Kraft dem Gegner zu versagen. So bildet z.B. ihr Geheim- 
dienst Agenten aus, die im Ausland gegen den Bau von A-Werken Sturm 
zu laufen haben. Diese Instruktion geschieht zumeist in den Satelliten- 
staaten, vorab in der DDR, wo vor allem das «Franz-Mehring-Institut» in 
Ostberlin damit in Verbindung gebracht wird. Franz Mehring (1846— 
1919), zu dessen Ehren dieses Schulungszentrum so getauft wurde, hat 
1917 zusammen mit Rosa Luxemburg den Spartakusbund und zwei 
Jahre später auch die Kommunistische Partei Deutschlands gegründet. 
In der BRD wird das «Sozialistische Büro» in Offenbach a.M. im glei- 
chen Zusammenhang genannt. 

Bei ihrer Agitation begnügen sich die Anstifter keineswegs nur mit Auf- 
rufen, sondern instruieren auch den handfesten Einsatz, bleiben aber 
sonst im Dunkeln, um die Spuren zu verwischen. Und dieses alles tut 
dieser Geheimdienst, um die SU zur stärksten Atommacht der Welt zu 
machen. 

Wenn wir dies alles mit der Tatsache koppeln, dass die SU auch als Öl- 
selbstversorger auf lange Zeit hinaus weit günstiger dasteht als alle ihre 
Konkurrenten, dann wird uns klar, dass damit im Kreml eine Energie- 
macht von ungeahnter Kraft heranwächst. Die dadurch gefährdete 
übrige Welt scheint wenigstens teilweise die Grösse dieser Gefahr 
erkannt zu haben, errichteten doch schon 22 Länder über 220 A-Werke, 
denen sie in nächster Zeit noch weitere 230 hinzuzufügen gedenken. 
Aber ob sie angesichts der raffinierten Gegenwirkung des Kremils dieses 
Ziel auch erreicht? 


25 


IV. ETAPPEN DER RUSSISCHEN MACHT 


Am Ende dieser weltpolitischen Umschau angelangt, wäre nun ein Aus- 
blick in die Zukunft fällig. Und da stellt sich nach Afghanistan die 
bange Frage: «Werden sich die schweren Gewitterwolken nicht in einer 
Katastrophe entladen?» Diese Frage ist zwar durchaus am Platz, aber 
der Historiker kann sich nicht mit ihr befassen, ist er doch — nach 
Friedrich Schlegel — der «nach rückwärts gewandte Prophet». Einem 
solchen ist im besten Falle das Andeuten eines Trends erlaubt, der 
durch das Aufzeigen der Entwicklungsphasen der russischen Macht 
einigermassen Gestalt gewinnt. 

Wir sind von der weltpolitischen Ellipse ausgegangen, in der die beiden 
Hauptsieger des Zweiten Weltkrieges, die USA und die SU, die beiden 
Brennpunkte darstellten. Sie beherrschten damit das Geschehen und 
teilten die Welt in zwei Einflusszonen. Da aber die SU auch weiterhin 
nach der Weltherrschaft strebte, wurde bald klar, dass dieses Duumvi- 
rat nicht lange bestehen würde. Da sich aber die USA diesem globalen 
Anspruch widersetzten, kam es bald zu einem «kalten Krieg» zwischen 
beiden. 

Mitten in diesem «Krieg», so etwa am Ende der sechziger Jahre, trat — 
wie schon erwähnt — ein Ereignis ein, das die Ellipse zum Dreieck er- 
weiterte: der Eintritt der Volksrepublik China in die Weltpolitik, 
wodurch sich die Machtverhältnisse zu verändern .begannen. Wurden 
vorher die Probleme der beiden Weltmächte durch zweiseitige Verhand- 
lungen gelöst, so stellte sich jetzt zwischen dreien die Frage: «Wer? 
Mit wem? Gegen wen?» Diese Fragen fanden ungefähr in der Mitte der 
siebziger Jahre eine Lösung dadurch, dass sich die USA und China 
annäherten, um sich gegen den Dritten besser behaupten zu können. 
Damit stabilisierte sich die politische Weltlage einigermassen in einem 
Gleichgewicht, welches das Machtstreben der SU von den Flanken her 
in Grenzen hält: USA— SU— Chi. 

Um diese Balance zu halten, haben die USA und China, die beide keine 
globalen Ziele verfolgen, vereinbart, durch «parallele und koordinierte 
Aktionen» einander zu helfen, was im Frühjahr 1980 der Verteidigungs- 
minister Brown in Peking seinen dortigen Partnern nachdrücklich ver- 
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sprach, was Präsident Carter im Juli darauf dem chinesischen Staats- 
chef Hua eindrücklich bestätigte. Womit nun die Amerikaner China 
wirtschaftlich, politisch und sogar waffentechnisch so massiv unterstüt- 
zen, um die neutralistischen Tendenzen gewisser Natoländer ausglei- 
chen zu können. 

Damit sind natürlich die Machtverhältnisse auf unserer Erde nicht für 
immer festgelegt. Die Zeit wird einmal auch das Dreieck unserer Jahre 
umgestalten — in ein Viereck oder gar in ein Fünfeck, wobei sich Japan 
und Brasilien wohl am meisten Hoffnungen machen. 

Ob es nun diese oder andere Länder sind, die sich in den Rang einer 
Gross- oder gar in den einer Weltmacht drängen: eines ist sicher, dass 
dies ganz den Ambitionen der SU zuwider ist, sieht sie sich doch fast 
zwangsmässig auf dem Weg zur bestimmenden Weltmacht. Auf dem 
Weg zu diesem Endziel erkennen wir vier Etappen: 


1. Das Grossfürstentum Moskowien 


Diese erste Phase ist gekennzeichnet durch den Namen «Moskowien», 
denn nachdem sich Moskau im Mittelalter durch seine zentrale Lage in 
der osteuropäischen Tiefebene gegen seine Rivalen durchgesetzt hatte, 
wurde es zur Keimzelle einer stetigen Ausbreitung. So schuf es nach 
allen Seiten ausgreifend, durch keine Gebirgsketten behindert, sein 
«Moskowien», dessen Ziel es war, der «Sammler der russischen Erde» zu 
sein, dessen Herrscher sich Grossfürst nannte. 


2. Das Zarenreich Russland 


Jenes Moskowien hatte aber den Nachteil, weitab von den Meeren zu 
liegen, weshalb es in seiner massigen Kontinentalität zu ersticken drohte. 
Um dieser Gefahr zu entgehen, wurden die folgenden Herrscher, die sich 
nun nach dem Beispiel der früheren byzantinischen Cäsaren auch so, 
nämlich Zaren, nannten, zu «Sammlern der umliegenden Meere». Nörd- 
lich vorstossend, gelang es ihnen im 15. Jahrhundert, das Eismeer und 
im folgenden auch das Kaspische Meer zu erreichen. So bedeutsam nun 
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diese maritime Achse auch war, die lange Vereisung im Norden und die 
Tatsache, dass das Kaspische Meer keinen Ausgang zu einem Weltmeer 
hat, wies diese Achse doch grosse Mängel auf. Was lag da näher als der 
Entschluss, diese Achse durch eine entsprechende ostwestlich führende 
zu ergänzen und zu verbessern. Dementsprechend setzten nun die Zaren 
(und einige Handelsherren) ihre Reiterhorden ostwärts in Marsch, die 
1639 den Stillen Ozean erreichten und später dort draussen einen Hafen 
gründeten, dem sie den vielsagenden Namen «Wladiwostok» gaben — 
«Beherrsche den Osten!». Da damit der östliche Teil dieser Achse ge- 
sichert schien, konzentrierte sich nun Moskau auf den westlichen, dem 
sich besonders Peter I. («der Grosse», 1689—1725) widmete. Um sich 
gründlich darauf vorzubereiten, besuchte er 1697/98 als «Schiffbauer» 
Holland und England und machte den Genfer Lefort (1656—1699) zum 
Admiral der ersten russischen Flotte. Nicht genug damit, riss er 1703 
an der Newamündung durch Gründung der Stadt St. Petersburg, die 
der Tessiner Domenico Trezzini erbauen musste, «das Fenster nach 
dem Westen» auf und befahl seinen Gesandten draussen in der Welt, 
sein Land nicht mehr «Moskowien», sondern «Kaiserreich Russland» zu 
nennen. 

Seinen Spuren folgend, wollte später Katharina II. (1762—1796), eine 
Deutsche aus Stettin an der Ostsee, durch die geplante Eroberung Kon- 
stantinopels dort ein weiteres Fenster nach dem Westen aufstossen, wes- 
halb sie im Hinblick darauf ihren Enkel auf den Namen Konstantin 
taufte. Aber durch den Widerstand des Westens, besonders der Englän- 
der, blieb es bei der Absicht, wodurch sie die Verwirklichung dieses Pla- 
nes ihren Nachfolgern überliess. 


3. Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
(UdSSR, seit 1917) 


Nachdem 1917 im Ersten Weltkrieg Nikolaus II. geschlagen und sein 
Zarenreich zerschlagen worden war, gründete Vladimir Iljitsch Uljanow 
(1870—1924), dessen Mutter eine Deutsche war, unter dem Decknamen 
«Lenin» einen von Grund auf neuen Staat, dem er dementsprechend 
auch einen neuen Namen gab — UdSSR, womit die Heimat der Russen 
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zum zweiten Mal ihre Bezeichnung änderte. Wenn ihr Schöpfer es auch 
duldete, dass die nach Peter I. benannte Stadt auch einen neuen Namen 
bekam, nämlich den seinigen, so sollte doch das neue Gemeinwesen 
auch ein neues Zentrum bekommen, das aus seiner Mittenlage heraus 
das neue Gebilde besser überblickte und zusammenhielt, womit das alte 
Moskau zu neuen Ehren kam. 

Von diesem zentralen Punkt aus, der ostwärts über Wladiwostok nach 
Asien und westwärts über Leningrad nach Europa zielte, wollte Lenin 
seiner Schöpfung über das Russentum hinaus einen internationalen 
Charakter geben, denn dieser war nach der Losung seiner Partei «Prole- 
tarier der ganzen Welt, vereinigt euch!» dazu bestimmt, die Völker auf 
Moskau auszurichten. 

Zu diesem Zweck proklamierte Lenin die Weltrevolution, die durch 
Beseitigung aller übrigen Staats- und sonstigen Gesellschaftsformen 
Moskau als das «dritte und letzte Rom» in säkularisiertem Geist zum 
Mittelpunkt einer neuen Welt machen sollte. Obwohl es Lenin auch ge- 
lang, einige Staaten an die SU zu binden, so reichte doch seine Kraft 
nicht aus, um durch einen globalen Umsturz die Welt in den Bannkreis 
Moskaus zu zwingen. Auch in der Schweiz nicht, wo sich das bekannte 
«Oltner Komitee» darum bemühte. 

Dieser Misserfolg bewog Stalin (1879—1953), Lenins Nachfolger, das, 
was seinem Vorgänger nicht in einer einzigen ungeheuren Anstrengung 
gelang, durch eine «Weltrevolution in Raten» zu erreichen. Dass man 
auch mit einer solch stetigen Kleinarbeit ungeahnte Erfolge erzielen 
kann, ersah er aus folgenden Zahlen: 1505 umfasste Moskowien 2,2 Mio 
km?, 1914 das Zarenreich 22,4 Mio km?, was bedeutet, dass Russland in 
vier Jahrhunderten täglich um 130km? zunahm. In diesen Fusstapfen 
beharrlich weiter erobernd, erzielte Stalin allein zwischen 1939 und 1949 
einen Bodengewinn von 700.000 km?. Diesen Zahlen wäre noch beizufü- 
gen: Als 1291 unsere Eidgenossenschaft gegründet wurde, war Mosko- 
wien gerade zweimal so gross wie unser Land heute. Seither ist die SU, 
die Nachfolgerin Moskowiens und des Zarenreiches, auf das 52Sfache 
der Schweiz angewachsen. 

Um bei den anderen Völkern und Staaten besser und schneller anzu- 
kommen, hatte Lenin versucht, die fandesübliche kyrillische Schrift 
durch die lateinische zu ersetzen, womit er aber bei seinen Russen nicht 


29 


durchdrang. Die Triebkraft und der Ausdehnungsdrang waren eben so 
übermächtig russisch-missionarisch bedingt, dass der Kreml darauf 
nicht verzichten wollte. Das zeigte sich auch in der Tatsache, dass von 
den 24,4 Mio km? des sowjetischen Territoriums die russische Republik 
(RSFSR) mit Zentrum in Moskau fast 20 Mio km? für sich in Anspruch 
nahm, darunter fast ganz Sibirien, und den übrigen 15 Teilrepubliken 
zusammen lediglich den Rest überliess. 

Der vielberufene Föderalismus, der auch kompetenzmässig die einzel- 
nen Republiken zu Befehlsempfängern degradiert, ist also in Wirklich- 
keit nichts anderes als eine Attrappe, hinter der sich der moskowische 
Nationalismus der Zaren zum Allrussentum ausweitete, das heute in der 
SU die 151 nichtrussischen Nationalitäten immer bedrohlicher bedrängt. 
Es genügt nämlich Moskau nicht, dass sich diese Fremdstämmigen im 
zwischenvölkischen Verkehr des Russischen bedienen, sondern will sie 
alle vollumfänglich russifizieren, kyrillisieren und atheisieren. Das Pro- 
gramm der vollkommenen Moskowisierung dieser Nichtrussen, die in 
der Zahl von etwa 130 Mio dabei sind, die eigentlichen Russen zu über- 
flügeln, wurde vor zwei Jahren auf einem Kongress in Taschkent festge- 
legt, womit das Verschwinden der Fremdstämmigen vorprogrammiert ist. 


4. Eine Weltunion der Sozialistischen Sowjetrepubliken? 


Dadurch hofft Moskau das Zentrum zu werden, das über die SU hinaus 
die Gemeinwesen in einer Weltunion der Sozialistischen Sowjetrepubli- 
ken (WUdSSR) zusammenfasst. Das scheint für die heutigen Macht- 
haber das natürliche Endziel der Entwicklung zu sein, die von Mosko- 
wien ausgehend über das Zarenreich zur SU führte und die nun ihre 
Vollendung im globalen Zusammenfassen der Menschheit am gläsernen 
Sarge Lenins sieht. 

Es wäre nun interessant, alle die Staaten aufzuzählen, in denen die SU 
bereits den Boden für den Eintritt in eine solche Weltunion vorbereitet 
hat, und welche Gebiete sie für einen solchen Schritt noch anvisiert. Da 
aber der Leser sicher schon von sich aus auf einer Weltkarte diese Aus- 
breitung verfolgt hat, kann der Verfasser dieser Schrift auf eine solche 
Aufzählung verzichten. 
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Es sei darum hier nur auf eine charakteristische Taktik hingewiesen, die 
der Kreml benutzt, um seinen Einflussbereich dort zu erweitern, wo er 
in einem ersten Anlauf nicht das ganze Gebiet für sich gewinnen kann. 
In einem solchen Fall begnügt sich Moskau vorläufig mit einer Hälfte, in 
der Hoffnung, bei günstigerer Gelegenheit auch die andere Hälfte auf 
sich ausrichten zu können. So erreichte es z.B. sein Ziel in Nord- und 
Südvietnam, und genau so hofft es zurzeit zu Nordkorea und Südjemen 
auch die restlichen Teile unter den Einfluss des Krems zu bekommen. 
Ein besonders aufschlussreiches Beispiel eines solchen vorübergehenden 
pars pro toto ist Deutschland, das als unser Nachbar alle Beachtung 
verdient. 

In Europa hätten die Sowjets im Vorfeld ihrer Satelliten nur zu gern 
auch Deutschland auf ihre Seite gezogen. Als ihnen aber diese Aktion in 
Gänze nicht gelang, gaben sie sich (vorläufig) mit dem östlichen Teil 
zufrieden, in der Hoffnung natürlich, später zur DDR auch die BRD ge- 
winnen zu können. Dementsprechend versteht sich die DDR in ihrer 
Verfassung von 1970 «als sozialistisches Land deutscher Nation mit dem 
Anspruch auf Verantwortung für ganz Deutschland». Um diese «Ver- 
antwortung» auch Wirklichkeit werden zu lassen, hat Moskau in Bonn 
seinen erfahrenen Deutschlandkenner Semjanow akkreditiert. Er soll 
den Bundesbürgern eine solche Wiedervereinigung durch eine Sicher- 
heitsgarantie schmackhaft machen, die sicherer erscheint als eine 
Sicherheit durch die «unsicheren» Amerikaner. 

Der Moment dazu scheint heute dem Kreml besonders günstig zu sein, 
da die Beziehungen Bonns zu Washington nicht ungetrübt sind. Es gibt 
da sachliche Unterschiede, aber auch persönliche Verstimmungen 
zwischen einem selbstbewussten Schmidt und einem machtbewussten 
Carter. Zwar lässt es der Bundeskanzler nicht an Beteuerungen fehlen, 
welche die Zustimmung zur Ostpolitik des Weissen Hauses ausdrücken; 
aber sie werden dort skeptisch aufgenommen. 

Das ist um so mehr verständlich, als sich die gegenwärtige Bonner 
Koalition immer inniger an Paris anschmiegt, das, 1966 aus der Nato 
ausgetreten, zwischen den USA und der SU immer deutlicher einen 
neutralistischen Kurs einschlägt. Das zeigte sich besonders eindrücklich 
im Juli 1980 anlässlich des Besuches Giscard d’Estaings in der BRD, 
wobei der französische Präsident erklärte, es sei Zeit, dass sich Europa 
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aus seinem «Schattendasein» löse, um wieder eine eigene Rolte spielen 
zu können, wobei er einem um Paris (und Bonn?) gescharten «block- 
freien» Europa das Wort redete. 

Ein solcher «Euro-Neutralismus» würde mit der Zeit die Bindung der 
BRD an die USA und die Nato lockern und so Bonn für die Sowjets zu- 
gänglicher machen. Die Versuchung wäre dann für die BRD gross, auch 
Abstand von Paris zu nehmen, da sie eine Wiedervereinigung mit seinen 
östlichen Brüdern doch einem von Paris aus gesteuerten Resteuropa vor- 
zöge. Die Rapallo-Mentalität der Deutschen ist ja nicht erst seit dem 
1922 mit der SU geschlossenen Vertrag bekannt. 

Dass eine solche Wiedervereinigung dann wohl im Zeichen von Hammer 
und Sichel geschähe, dürfte klar sein. Klar auch, dass wir Schweizer 
dann die Sowjets vor der Haustür und damit auch entsprechende Folgen 
zu gewärtigen hätten. 
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V. GEGENKRÄFTE 


Mit obigen Andeutungen haben wir die Interventionen der SU zur 
Ausbreitung ihrer Macht nur gestreift. Aber sie dürften genügen, um 
darzutun, dass sie sich in allen Teilen der Erde festsetzt, um von dort 
aus weitere Stützpunkte, Einflussbereiche und Kolonien zu gewinnen, 
die, langsam zusammenwachsend, eben jene «Weltunion» ergeben sollen, 
die Moskau zum Dominieren in der Welt anpeilt. 

Seine Erfolge sind zwar erstaunlich; aber es hat doch auch eine beacht- 
liche Gegenwirkung erzeugt. Um uns hierin nicht in der Fülle der Bei- 
spiele zu verlieren, sei hier, stellvertretend für alle anderen, nur Tito 
angeführt. 


1. Titos Jugoslawien 


Nach dem Machtwort Stalins sollte Jugoslawien, das sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg bildete, ein Satellit der SU werden. Und zwar einer 
besonderer Art, da dieser Moskau den direkten Zugang zum Mittelmeer 
verschafft hätte. Das hätte Stalin das Einkreisen Europas von Süden 
und die Beeinflussung Afrikas von Norden her erleichtert und ihm dazu 
bei Gibraltar auch noch den Schlüssel zum Atlantik in die Hände ge- 
spielt. Diesen weitreichenden Plänen widersetzte sich aber Tito so 
erfolgreich, dass er zum Alptraum des Kremis wurde. Wer aber war 
eigentlich dieser «Tito»? 

Joseph Bros (1892—1980), wie er eigentlich hiess, war von Geburt Italie- 
ner, stammten doch seine Eltern aus dem Trentino, das damals zu 
Österreich-Ungarn gehörte. Da sein Vater, ein Eisenbahnarbeiter, für 
seine sechzehn Kinder ein besseres Brot suchte, wanderte er nach Kroa- 
tien aus, das damals Wien unterstand. Dort wurde sein Sohn Joseph, 
der von Kindsbeinen an «Tito» gerufen wurde, Schlosser. Im Ersten 
Weltkrieg diente er als Korporal im österreichischen Heer und wurde, 
von den Russen gefangengenommen, Soldat in der Roten Armee. 

In den neugegründeten Staat Jugoslawien zurückgekehrt, warf er sich 
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auch hier in die kommunistische Bewegung, was ihm fünf Jahre Gefäng- 
nis eintrug. Nachdem Tito anschliessend auch noch gegen Franco ge- 
kämpft hatte, wandte er sich, erprobt zwischen Moskau und Madrid, im 
Zweiten Weltkrieg gegen die Besetzer seiner neuen Heimat und schwang 
sich 1944 als «Marschall von Jugoslawien» zum alleinigen Herrscher auf. 
Als solcher vertrat er einen Kommunismus persönlicher Prägung, der 
sich vier Jahre später dem Zugriff Stalins widersetzte und fortan zwi- 
schen Ost und West seine eigene Welt aufbaute, in der er sich persön- 
lich fürstlich einrichtete. Das tat er auch mit erstaunlichem Erfolg, denn 
als ehemaliger Untertan des k. und k. Vielvölkerstaates hatte er ein 
Modell vor Augen, das er nun in seinem eigenen Vielvölkerstaat — 24 
ethnische Gruppen, 12 Sprachen, 3 Religionen — in eurokommunisti- 
scher Art weiter entwickelte. 

Das war kein Pappenstiel, ging doch der Riss, der Europa spaltet, durch 
sein eigenes «Reich», denn von den massgebenden Völkern sind die 
Kroaten und Slowenen katholische Westler, die lateinisch schreiben, die 
Serben aber griechisch-orthodoxe Ostler, die das kyrillische Alphabet 
der Russen benützen. Es stehen sich hier also «Römer» und «Byzanti- 
ner» fast unversöhnlich gegenüber, die Tito, gewohnt mit Eisen umzuge- 
hen, ehern zusammenkettete. 

«Fremdstämmige» — und ein solcher war ja Tito — schweben meistens 
über allen, ohne Bindung an eine der zahlreichen Nationalitäten, über 
die sie sich emporgeschwungen haben. Diesen Fremdlingen fehlt damit 
oft auch die ortsgebundene Eigenart, weshalb sie sich selbst von Tradi- 
tionen nicht binden lassen. Der Österreicher Hitler in Deutschland wie 
auch der Georgier Stalin in Russland bezeugen das schlagend, worin der 
italienische Tito ganz ihr «Bruder» ist. Auch in der gewalttätigen Art, 
mit der er seinen politischen Willen durchsetzte. 

Ob es nun seinen Nachfolgern gelingt, die Einheit des Gesamtstaates 
zu bewahren, steht dahin. Dieser Zweifel ist die Hoffnung, auf die 
Breschnew jetzt Stalins Pläne weiter ausbaut, um dennoch Moskaus 
politische Ambitionen in Richtung auf das Mittelmeer verwirklichen zu 
können. 

Wie dem auch sei, so hat das gegen Tito verlorene Spiel gezeigt, dass 
auch der SU nicht alles nach Wunsch gelingt. Kein günstiges Omen für 
ähnliche hegemoniale Absichten. 
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2. Das Erstarken der Fremdvölker 


Diesen Plänen steht auch die Zusammensetzung der sowjetischen Bevöl- 
kerung im Weg, denn das herrschende russische Element wird unaus- 
weichlich eine Minderheit, stehen doch heute schon den etwa 130 Mio 
Russen ungefähr gleichviel Fremdstämmige gegenüber, die durch ihren 
grösseren Zuwachs bald in der Mehrzahl sein werden. Unter den 151 
ethnischen Gruppen befinden sich national ausgeprägte Völker, die sich 
vollkommen von den slawischen Russen unterscheiden und deshalb von 
diesen auch nicht beherrscht werden wollen. Man denke da nur einmal 
an die 50 Mio Ukrainer oder an die 8 Mio Balten (Esten, Letten und 
Litauer), an die Georgier und Armenier, die allesamt zusammen mit 
Dutzenden ähnlicher Völkerschaften kein russisches Gesicht brauchen, 
um ein nationales Gesicht zu haben. Diese ethnische Selbstfindung und 
Ausprägung einer eigenen Kultur erfasst sogar kleinere Gruppen, so 
dass in der SU gesamthaft ein Völkererwachen stattfindet, das wir in 
ähnlicher Weise im 20. Jahrhundert bereits in Afrika erlebt haben, wo 
jetzt die Farbigen über dreissig eigene Staaten verfügen. Dieses Vorbild 
spornt heute in der SU — trotz Moskau und Taschkent — viele Völker 
derart an, dass auch hier mit einer «afrikanischen Entwicklung zu 
rechnen ist. 


3. Der religiöse Widerstand 


Dieser nationale Prozess wird noch durch religiöse Bewegungen be- 
schleunigt, die sich dem sowjetischen Atheismus widersetzen. Da wäre 
vor allem die Renaissance des Islams zu nennen, die jetzt z.B. vom Iran 
her die 40 Mio Mohammedaner aufs neue beflügelt. Und nicht weniger 
bedeutsam ist die befeuernde Wirkung, die seit 1978 von der Wahl eines 
Polen zum Papst auch auf die SU ausgeht, denn Woityla aus Krakau 
kennt den Staatsatheismus des Kremis aus eigener leidvoller Erfahrung 
und weiss ihm darum auch besser zu begegnen als die früheren kurialen 
Päpste aus dem fernen Italien. Das bezeugt nicht nur der Enthusias- 
mus, der seither den satellisierten Polen und den inkorporierten Litau- 
ern, sondern auch den evangelischen Christen in der SU neuen Mut ein- 
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flösst. Ganz zu schweigen von den russischen Orthodoxen, die in ihrem 
mystischen Glauben keinen Wankelmut kennen. 


Angesichts solcher Entwicklungen drängt sich die Frage auf: Hat Mos- 
kaus gleichmacherischer und gottesleugnerischer Russismus, der auch 
wirtschaftlich dem Charakter des Menschen widerspricht, überhaupt 
eine Chance gegenüber den 151 Fremdvölkern, von denen sich gerade 
die höher entwickelten von Moskau abkoppeln möchten? Rein formell 
gesehen hätten sie durch einen entsprechenden Paragraphen der Sowjet- 
verfassung das Recht, aus der SU auszutreten. Aber dieser Passus ist 
lediglich die Vorspiegelung eines Zugeständnisses, das der Kreml seinen 
Teilrepubliken nur auf dem Papier zugesteht, weshalb Konflikte vorpro- 
grammiert sind. Ein solcher Widerstand von seiten der SU ist verständ- 
lich, denn ein solches Abdriften von Moskau würde nicht nur die ange- 
strebte Weltunion verunmöglichen, sondern selbst die Existenz der SU 
in der heutigen Form gefährden. 

Aber diese ist auch sonst in Frage gestellt, und zwar durch die histori- 
sche Entwicklung, die sich heute entschieden gegen den Kolonialismus 
stellt — und was ist die SU anderes als eine Kolonialmacht? Und als 
solche steht sie heute allein und falsch in der Welt, denn in der selben 
Zeit, in der sich die anderen Kolonialmächte auflösen, ist die SU die 
einzige, die nicht nur nicht daran denkt zu schrumpfen, sondern im 
Gegenteil dabei ist, sich zu einem Mammutgebilde zu übersteigern, 
womit sie einen wahren Anachronismus darstellt. Damit ist sie aber 
erfahrungsgemäss auch in Gefahr, das Schicksal der verschwundenen 
Kolonialreiche zu teilen. 

Der freiheitsliebende Mensch bedauert das nicht; im Gegenteil, denn 
das Bestreben der Sowjets, die Erde unter das Joch des russischen 
Marxismus-Leninismus zu zwingen und damit den Menschen atheisti- 
scher Prägung zum Endprodukt der menschlichen Entwicklung zu 
machen, ist nichts anderes als eine wahnwitzige Verirrung. Eine höhere 
Fügung hat uns eine andere Bestimmung zugedacht. 
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